
HESSISCHES MINISTERIUM  
FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR, WOHNEN UND LÄNDLICHEN RAUM

Gemeinsamer Runderlass zum öffentlichen Auftragswesen 
(Vergabeerlass)
Bezug:	 § 55 Landeshaushaltsordnung (LHO);
	 Bekanntgabe zu § 29 der Gemeindehaushaltsverordnung 

(GemHVO) vom 2. Apr i l  2006 (GVBl. I S. 235), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 22. Februar 2024 
(GVBI. 2024 Nr. 6).

Präambel
Dieser Erlass gibt ergänzende Hinweise und konkretisierende 
Regelungen, insbesondere zu Beschaffungen, die die Vergabe-
freigrenze nicht überschreiten (sogenannte Direktaufträge) und 
zu den im Land Hessen geltenden Fassungen der Vergabe- 
und Vertragsordnungen nach § 12 Abs. 4 des Hessischen Ver-
gabe- und Tariftreuegesetzes (HVTG) vom 12. Juli 2021 (GVBl. 
S. 338), zuletzt geänder t durch Gesetz vom 17. Juni 2026 
(GVBl. 2026 Nr. 40).
Die Bestimmungen dieses Erlasses gelten als einheitliche Richt-
linien nach § 55 der LHO und als Vergabegrundsätze nach § 29 
der GemHVO für alle Beschaffungsverfahren außerhalb des EU-
Vergaberegimes der §§ 97 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB).
Darüber hinaus gelten für Beschaffungen mit einem geschätzten 
Auftragswert von mehr als 20.000 Euro ohne Umsatzsteuer die 
Tariftreueregelungen und Mindestlohnpflichten des HVTG.
Zusätzliche Informationen, insbesondere zu den anzuwendenden 
Tariftreueregelungen und Mindestlohnpflichten nach dem HVTG, 
den zuständigen Stellen nach dem HVTG, zu Formularen und 
Handbüchern, finden Sie unter:
www.wirtschaft.hessen.de → wirtschaft → oeffentliches-auftrags-
wesen
Der Erlass besteht aus sieben Teilen:
Teil 1	 Anwendungsbereich
Teil 2	 Direktauftrag
Teil 3	 Anwendung UVgO und VOB/A Abschnitt 1 in der im Land 

Hessen geltenden Fassung
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Teil 4	 Wahl des Vergabeverfahrens
Teil 5	 Wettbewerbsregister
Teil 6	 Vergabestatistik
Teil 7	 Schlussbestimmungen

Teil 1	 Anwendungsbereich
1.1	 Persönlicher Anwendungsbereich
Dieser Erlass gilt für alle in § 1 Abs. 5 HVTG aufgeführten öffent-
lichen Auftraggeber.

1.2	 Sachlicher Anwendungsbereich
Dieser Erlass gilt für
–	 Beschaffungen von Liefer- und Dienstleistungen bis ein-

schließlich 100 000 Euro ohne Umsatzsteuer und von Bau-
leistungen bis einschließlich 750 000 Euro ohne Umsatzsteuer 
(Direktaufträge) und

–	 für Vergabeverfahren mit einem geschätzten Auftragswert 
von mehr als 100 000 Euro ohne Umsatzsteuer für Liefer- und 
Dienstleistungen und von mehr als 750 000 Euro ohne Um-
satzsteuer für Bauleistungen, die die Schwellenwerte nach 
§ 106 Abs. 1 und 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen nicht erreichen.

Im Falle der losweisen Vergabe bezieht sich der Auftragswert auf 
das jeweilige Fachlos. Die Schätzung des Auftragswerts darf nicht 
in der Absicht erfolgen, die Anwendung der Vergabevorschriften 
des HVTG zu umgehen.

Teil 2	 Direktauftrag
Beschaffungen, deren geschätzter Auftragswert bei Liefer- und 
Dienstleistungen 100 000 Euro ohne Umsatzsteuer und bei Bau-
leistungen 750 000 Euro ohne Umsatzsteuer nicht übersteigt, kön-
nen ohne Durchführung eines förmlichen Vergabeverfahrens di-
rekt beauftragt werden (Direktauftrag).
Für Direktaufträge gelten folgende Mindestvorgaben:
a.	 Es sind die haushaltsrechtlichen Grundsätze der Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Bei Direktaufträgen, de-
ren geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer 20 000 Euro 
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Führt die zuständige ZBSt das Verfahren für die Bedarfsstelle 
oder in eigener Verantwortung (vergleiche Ziffer 4.4) durch, ob-
liegt die Berichtspflicht (Statistikpflicht) der ZBSt.

Teil 6:	Sonstiges
6.1	 Korruptionsbekämpfung
Die Richtlinie zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämp-
fung in der öf fentlichen Verwaltung des Landes Hessen vom 
18. November 2019 (StAnz. S. 1357) ist bei allen Beschaffungen 
zu beachten.

6.2	 Hinweis
Der Hessische Landtag und der Hessische Rechnungshof wer-
den gebeten, innerhalb ihrer Geschäftsbereiche – soweit möglich 
– in gleicher Weise zu verfahren. Sie haben die Möglichkeit, die 
ZBSten in Anspruch zu nehmen.

6.3	 Außerkrafttreten/Inkrafttreten
Dieser Erlass tritt mit Wirkung zum 30. Juni 2026 in Kraft. Er tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2033 außer Kraft.

Wiesbaden, den 12. Juni 2026
Hessisches Ministerium der Finanzen 
O1080-A-00054-0353-I5 
– Gült.-Verz. 300 –
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überschreitet, sind hierzu grundsätzlich drei Vergleichspreise 
zur Ermittlung eines wirtschaftlichen Angebotes abzufragen. 
Dies kann zum Beispiel durch formlose Preisabfrage, Inter-
netrecherche/Online-Preisdatenbanken erfolgen. Auch Erfah-
rungswerte aus vorangegangenen Beauftragungen können, 
insbesondere bei geringeren Auftragswerten, herangezogen 
werden.

b.	 Bei der Beschaffung ist das Vier-Augen-Prinzip einzuhalten.
c.	 Personen, die an der Vorbereitung oder Durchführung von Di-

rektaufträgen beteiligt sind, dürfen keine Interessenkonflikte 
haben. Ein Interessenkonflikt liegt insbesondere vor, wenn fi-
nanzielle, wirtschaftliche oder persönliche Interessen an dem 
Auftrag bestehen.

d.	 Die Beschaffung ist zu dokumentieren.
e.	 Die Aufträge sind grundsätzlich zwischen den Wettbewerbern 

zu streuen. Wiederholte oder mehrmalige Beauftragungen an 
ein Unternehmen sind zu begründen.

f.	 Es besteht die Möglichkeit zur Abfrage im Wettbewerbsregister 
(§ 6 Abs. 2 Nr. 1 des Wettbewerbsregistergesetzes [WRegG]).

g.	 Es besteht keine Verpflichtung zur Datenübermittelung im 
Rahmen der Vergabestatistik. § 2 Abs. 2 der Verordnung zur 
Statistik über die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzes-
sionen (Vergabestatistikverordnung – VergStatVO) ist auf Di-
rektaufträge nicht anwendbar.

h.	 Sollte ein öffentlicher Auftrag Binnenmarktrelevanz besitzen, 
das heißt Interesse in anderen EU-Mitgliedstaaten hervor-
rufen, sind die Vorgaben des Primärrecht der Europäischen 
Union und damit die allgemeinen Grundsätze des Vergabe-
rechts, insbesondere Transparenz und Chancengleichheit der 
Unternehmen, einzuhalten.

Teil 3	 Anwendung UVgO und VOB/A Abschnitt 1 in der im 
Land Hessen geltenden Fassung

3.1	 Anpassung der UVgO
Nach § 12 Abs. 4 HVTG gilt für den Ablauf der Verfahren bei der 
Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen die Unterschwellenver-
gabeordnung (UVgO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Februar 2017 (BAnz AT 7. Februar B1) in der im Land Hessen 
geltenden Fassung.
Demnach findet die UVgO mit folgenden Maßgaben Anwendung:
a.	 Grundsätze der Kommunikation: Der öffentliche Auftraggeber 

entscheidet selbstständig über die Art und Weise der Kommu-
nikation und den Umgang mit Teilnahmeanträgen und Ange-
boten. Die Anforderungen an den Einsatz elektronischer Mittel 
nach § 7 Abs. 1 und 4 UVgO, die Bereitstellung der Vergabe-
unterlagen nach § 29 UVgO, die Form und Übermittlung der 
Teilnahmeanträge und Angebote nach § 38 Abs. 3 UVgO so-
wie die Aufbewahrung ungeöffneter Teilnahmeanträge und An-
gebote nach § 39 UVgO sind nicht zwingend einzuhalten.

b.	 Wahl der Verfahrensart: Der öffentliche Auftraggeber kann 
ohne Bindung an besondere Zulassungsvoraussetzung die 
Verfahrensart wählen. Hier gilt § 12 Abs. 1 und 3 HVTG an-
stelle von § 8 Abs. 2 bis 4 UVgO. Die in § 8 Abs. 3 und 4 UVgO 
vorgegebenen Zulässigkeitsvoraussetzungen für bestimmte 
Verfahrensarten können als Orientierung herangezogen wer-
den, um zu bestimmen, welche konkrete Verfahrensart für die 
jeweilige Vergabe geeignet ist.

c.	 Direktauftrag: Der Direktauftragswert für Liefer- und Dienst-
leistungen nach § 14 UVgO ist nicht anzuwenden. Hier gel-
ten die Regelungen für den Direktauftragswert in Höhe von 
100.000 Euro ohne Umsatzsteuer in Teil 2 dieses Erlasses.

d.	 Veröffentlichung von Auftragsbekanntmachungen:
Die Auftragsbekanntmachungen sind verpflichtend und zuerst 
in der Hessischen Ausschreibungsdatenbank (HAD) zu veröf-
fentlichen (§ 13 Satz 1 HVTG). Die in § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 
UVgO genannte Veröffentlichung von Auftragsbekanntmachun-
gen in anderen Medien bzw. auf anderen Portalen ist daneben 
möglich. Die zwingende Vorgabe des § 28 Abs. 1 Satz 3 UVgO 
zur Suchfunktion auf dem Internetportal des Bundes ist zur An-
wendung freigestellt.

e.	 Vergabebekanntmachung: Die Vergabebekanntmachung nach 
§ 30 Abs. 1 UVgO ist gemäß § 13 Satz 1 HVTG in der Hessi-
schen Ausschreibungsdatenbank zu veröffentlichen und greift 
ab einem Auftragswert von mehr als 100 000 Euro ohne Um-
satzsteuer.

f.	 Öffnung der Teilnahmeanträge und Angebote: Bei Verhand-
lungsvergaben mit und ohne Teilnahmewettbewerb bestimmt 
der öffentliche Auftraggeber über die Anwendung der Rege-
lungen des § 40 UVgO zur Öffnung der Teilnahmeanträge und 
Angebote.

g.	 Auch für Soziale und andere besondere Dienstleistungen gilt 
für die Wahl der Verfahrensart § 12 Abs. 1 und 3 HVTG. § 49 
Abs. 1 Satz 1 und 2 UVgO sind insoweit nicht anzuwenden.

3.2	 Anpassung der VOB/A, Abschnitt 1: Basisparagrafen 
Nach § 12 Abs. 4 HVTG gilt für den Ablauf der Verfahren bei der 
Vergabe von Bauleistungen die VOB/A in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19. Februar 2019 
B2), in der im Land Hessen geltenden Fassungen.
Demnach findet die VOB/A mit folgenden Maßgaben Anwendung:
a.	 Zulässigkeitsvoraussetzungen: Die Verfahrensart kann ohne 

Bindung an besondere Zulässigkeitsvoraussetzungen gewählt 
werden. Hier gilt § 12 Abs. 1 und 2 HVTG anstelle von § 3a 
VOB/A. Die in § 3a Abs. Nr. 2 und 3, Abs. 3 Satz 1 VOB/A vor-
gegebenen Zulässigkeitsvoraussetzungen für bestimmte Ver-
fahrensarten können als Orientierung herangezogen werden, 
um zu bestimmen, welche konkrete Verfahrensart für die je-
weilige Vergabe geeignet ist.

b.	 Auf tragsbekanntmachung: Die in § 12 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 2 Nr. 1 vorgesehenen Auftragsbekanntmachungen bei Öf-
fentlichen Ausschreibungen und Beschränkten Ausschreibun-
gen mit Teilnahmewettbewerb sind verpflichtend und zuerst in 
der HAD zu veröffentlichen (§ 13 Satz 1 HVTG).

c.	 Öffnungstermin: Die Regelungen des § 14a VOB/A sind nicht 
anzuwenden (Verzicht auf Eröffnungstermin mit Bietern). Auf 
nicht-elektronisch abgegebene Angebote sind die Regelungen 
des § 14 VOB/A entsprechend anzuwenden. Hierauf ist in der 
Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen hin-
zuweisen. Die Submissionsergebnisse sind den Bietern auf 
Anfrage zu übermitteln.

d.	 Dokumentation: Da gemäß § 11 Abs. 1 HVTG zur Feststel-
lung der Eignung grundsätzlich Eigenerklärungen ausreichen, 
ist der Verzicht zur Vorlage von Eignungsnachweisen gemäß 
§ 20 Abs. 2 Satz 2 VOB/A in der Dokumentation nicht geson-
dert zu begründen. Soweit im Ausnahmefall nach § 11 Abs. 1 
HVTG Eignungsnachweise angefordert werden, ist dies in der 
Vergabedokumentation zu begründen.

e.	 Vergabebekanntmachung: Die Vergabebekanntmachung nach 
§ 20 Abs. 3 VOB/A ist gemäß § 13 Satz 1 HVTG in der HAD zu 
veröffentlichen und greift ab einem Auftragswert von mehr als 
750 000 Euro ohne Umsatzsteuer.

f.	 Vorabbekanntmachung: § 20 Abs. 4 VOB/A (Vorabbekanntma-
chung) ist zur Anwendung freigestellt. Soweit eine Vorabbe-
kanntmachung erfolgen soll, ist diese vorrangig in der HAD zu 
veröffentlichen und greift ab einem voraussichtlichen Auftrags-
wert von 750 000 Euro ohne Umsatzsteuer.

Teil 4	 Wahl des Vergabeverfahrens
Sofern keines der Regelverfahren nach § 12 Abs. 1 HVTG (Öffent-
liche Ausschreibung oder Beschränkte Ausschreibung mit Teil-
nahmewettbewerb) gewählt wird, begründet der öffentliche Auf-
traggeber in der Dokumentation, warum er aufgrund § 12 Abs. 2 
oder 3 HVTG die Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahme-
wettbewerb, die Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahme-
wettbewerb oder die Freihändige Vergabe gewählt hat.
Bei den in § 12 Abs. 2 und 3 HVTG aufgeführten Verfahrensar-
ten sind grundsätzlich mindestens drei Unternehmen zur Abgabe 
eines Angebotes aufzufordern. Eine Aufforderung einer geringe-
ren Anzahl an Unternehmen zur Angebotsabgabe ist ausnahms-
weise unter Berücksichtigung der Vorgaben der UVgO und VOB/A 
möglich. Die Aufforderungen zur Angebotsabgabe sind grundsätz-
lich zwischen den Wettbewerbern zu streuen.

Teil 5	 Wettbewerbsregister
Vor Erteilung des Zuschlags in einem Vergabeverfahren nach § 12 
HVTG ist im Wettbewerbsregister abzufragen, ob Eintragungen zu 
dem Bieter vorliegen, an den der öffentliche Auftrag erteilt werden 
soll (§ 6 Abs. 1 WRG). Die Abfragepflicht besteht bei Liefer- und 
Dienstleistungen mit einem geschätzten Auftragswert von mehr 
als 100 000 Euro ohne Umsatzsteuer und bei Bauleistungen mit 
einem geschätzten Auftragswert von mehr als 750 000 Euro ohne 
Umsatzsteuer. Freiwillige Abfragen im Wettbewerbsregister sind 
immer möglich.

Teil 6	 Vergabestatistik
Nach Erteilung des Zuschlags in einem Vergabeverfahren nach 
§ 12 HVTG besteht die nach § 2 der VergStatVO vorgesehene 
Pflicht zur Datenübermittlung an das Statistische Bundesamt 
(Destatis) bei Liefer- und Dienstleistungen mit einem geschätz-
ten Auftragswert von mehr als 100 000 Euro ohne Umsatzsteuer 
und bei Bauleistungen mit einem geschätzten Auftragswert von 
mehr als 750 000 Euro ohne Umsatzsteuer.
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Teil 7	 Schlussbestimmungen
7.1	 Übergangsbestimmung
Für Vergabeverfahren und Beschaffungen bis 10 000 Euro ohne 
Umsatzsteuer, die vor dem 25. Juni 2026 eingeleitet worden sind, 
ist der Gemeinsame Runderlass zum öffentlichen Auftragswesen 
(Vergabeerlass) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Au-
gust 2021 (StAnz. S. 1091) anzuwenden.
7.2	 In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten
Dieser Erlass tritt mit Wirkung zum 30. Juni 2026 in Kraft. Der Ge-
meinsame Runderlass zum öffentlichen Auftragswesen (Vergabe-
erlass) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 2021 
(StAnz S. 1091) tritt zu diesem Zeitpunkt außer Kraft.

Wiesbaden, den 12. Juni 2026
Hessisches Ministerium für  
Wirtschaft, Energie, Verkehr,  
Wohnen und ländlichen Raum
III-120-d-01-04-00001#2026-00001
Hessisches Ministerium des Innern,
für Sicherheit und Heimatschutz
0005-II9-23c02-00003#2026-00002
Hessisches Ministerium der Finanzen
O1080-A-00006-0353-IV 6O1080-A-
00054-0353-I 5#2026-0001
– Gült.-Verz. 432, 434 –
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des Gültigkeitszeitraums dieser Richtlinie 40 Machbarkeitsstudien 
umgesetzt oder Vergabeverfahren begleitet werden.
Die Erstellung von Machbarkeitsstudien kann einen wichtigen 
Beitrag zur Entscheidungsfindung zum weiteren Vorgehen einer 
Kommune bei der Frage einer Flächenentwicklung für Wohnungs-
bau leisten. Sie kann beispielsweise auf der kostenfreien Bera-
tung der „Initialberatung für Kommunen“ des Landes Hessen auf-
bauen. Auf Grundlage der Machbarkeitsstudie und ggf. notwen-
diger weiterer Fachplanungen außerhalb der Förderung soll eine 
Flächenentwicklung stattfinden. Hierbei soll der Schwerpunkt auf 
einer Wohnbebauung mit angemessener Dichte liegen, wobei not-
wendige soziale Infrastruktur und ergänzende Einzelhandels- und 
Gewerbeflächen vorgesehen werden können. Die hierfür in der 
Regel notwendige Vergabe an ein privates Unternehmen, zum 
Beispiel auch als Entwicklungsträger oder Treuhänder, erfordert 
spezifisches Fachwissen und personelle Ressourcen. Durch die 
Förderung der fachlichen Begleitung von Vergabeverfahren zur 
Vorbereitung der Flächenentwicklung soll es Kommunen erleich-
tert werden, dieses Fachwissen extern einzuholen. Im Falle einer 
Umsetzung können anschließend die Möglichkeiten in der Wohn-
raumförderung und/oder Städtebauförderung in Betracht kommen.
Das Land Hessen legt mit der Förderung nach dieser Richtlinie 
einen Schwerpunkt auf die Kommunen, die einen besonderen 
Wohnraumbedarf aufweisen. Dafür wird auf die Mieterschutzver-
ordnung zur Festlegung der angespannte Wohnungsmarkt in der 
jeweils geltenden Fassung verwiesen. Förderberechtigt sind zu-
dem die Partnerkommunen des Großen Frankfurter Bogens oder 
Kommunen, die im Landesentwicklungsplan in der jeweils gelten-
den Fassung als Mittel- oder Oberzentrum ausgewiesen sind. Die 
mögliche Wohnraumentwicklung soll damit auf die Kommunen fo-
kussiert werden, die eine besondere Nachfrage aufweisen bzw. 
besondere landesplanerische Funktionen erfüllen.

2.	 Gegenstand der Förderung
2.1	 Machbarkeitsstudien
Gegenstand der Förderung ist die Erstellung von Machbarkeits-
studien zur Prüfung der Entwicklungsoptionen einer Fläche zur 
Schaffung von Wohnraum sowie ggf. ergänzende zusätzliche 
Flächennutzungen. Die Machbarkeitsstudie soll eine geeignete 
Grundlage für den anschließenden politischen Entscheidungspro-
zess hinsichtlich der Entwicklung neuer Baugebiete sein. The-
matisch soll die Machbarkeitsstudie insbesondere Analysen zu 
Strukturdaten, Arbeitsmarkt/Wirtschaft, Wohnraumbestand, Woh-
nungsmarkt und Standort umfassen und daraus für das Unter-
suchungsgebiet Aussagen zu rechtlichen und planerischen Ge-
gebenheiten ableiten, eine Stärken-Schwächen-Analyse sowie 
eine Bebauungskonzeption inklusive Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung umfassen.

2.2	 Begleitung von Vergabeverfahren
Gegenstand der Förderung ist zudem die Begleitung von Verga-
beverfahren zur Vorbereitung der Flächenentwicklung durch einen 
externen Dritten. Dies umfasst insbesondere die juristische Be-
ratung bzw. Unterstützung der Kommune hinsichtlich der Erstel-
lung der Vergabeunterlagen sowie der weiteren Durchführung des 
Vergabeverfahrens mit dem Ziel des Abschlusses eines Vertrages 
zwischen Kommune und einer Bieterin oder einem Bieter zur Flä-
chenentwicklung für Wohnungsbau sowie gegebenenfalls ergän-
zende zusätzliche Flächennutzungen.
Liegt bereits eine Machbarkeitsstudie für eine Fläche vor, die den 
Anforderungen dieser Richtlinie entspricht, kann die Begleitung 
des Vergabeverfahrens direkt gefördert werden. Zudem entsteht 
durch die Förderung einer Machbarkeitsstudie keine Pflicht für 
eine Förderantragstellung zur Begleitung eines möglichen Verga-
beverfahrens. Beide Fördergegenstände können somit unabhän-
gig voneinander gefördert werden.

3.	 Antragsberechtigte
Antragsberechtigt sind die hessischen Städte und Gemeinden, so-
wie Zusammenschlüsse von hessischen Gemeinden, die
–	 als Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt nach der Ver-

ordnung zur Bestimmung des Geltungsbereichs der bundes-
rechtlichen Mieterschutzvorschrif ten (Mieterschutzverord-
nung – MiSchuV) in der jeweils geltenden Fassung bestimmt 
sind, oder

–	 Partnerkommune des Großen Frankfurter Bogens sind, oder
–	 im Landesentwicklungsplan Hessen in der jeweils geltenden 

Fassung als Mittel- bzw. Oberzentrum ausgewiesen sind.
Kooperationsprojekte im Rahmen des Zusammenschlusses meh-
rerer Gemeinden, die aneinander angrenzen, sind förderfähig. Da-
bei müssen alle kooperierenden Gemeinden den vorgenannten 
Anforderungen entsprechen. Der Zusammenschluss in der Orga-
nisationsform eines Zweckverbandes ist dafür nicht erforderlich.

Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der Erstellung 
von Machbarkeitsstudien sowie der Begleitung von Verga-
beverfahren zur Vorbereitung der Flächenentwicklung
Inhaltsverzeichnis
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I.	 Einzelbestimmungen
1.	 Förderziel
Das Land Hessen strebt in seiner Wohnungsbaupolitik an, den Zu-
gang zu bezahlbarem Wohnraum zu verbessern, da die Wohnraum-
versorgung zu leistbaren Kosten ein Grundbedürfnis darstellt.
Mit der Förderung nach dieser Richtlinie sollen hessische Städte 
und Gemeinden bei ihren planerischen Vorbereitungen für eine 
Wohnungsbauentwicklung sowie den vergaberechtlichen Schrit-
ten für eine Flächenentwicklung durch Dritte unterstützt werden. 
Damit wird die Erschließung von zusätzlichem Wohnbauland an-
gestrebt, auf dem zusätzlicher, möglichst bezahlbarer, Wohnraum 
geschaffen werden soll. Mit Hilfe der Förderung sollen während 

529

Seite 600  Staatsanzeiger für das Land Hessen – 29. Juni 2026  Nr. 27


	Hessische Staatskanzlei������������������������������
	Erteilung eines Exequaturs; Herr Patrick Koch, Honorarkonsul der Republik Namibia in Frankfurt am Main�������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	Hessisches Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz�������������������������������������������������������������������������
	Verleihungen von Bezeichnungen nach § 13 Abs. 2 Satz 2 der Hessischen Gemeindeordnung��������������������������������������������������������������������������������������������

	Hessisches Ministerium der Finanzen������������������������������������������
	Beschaffungsmanagement des Landes Hessen für Liefer- und Dienstleistungen (ausgenommen Bauleistungen)������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum������������������������������������������������������������������������������������������
	Gemeinsamer Runderlass zum öffentlichen Auftragswesen (Vergabeerlass)����������������������������������������������������������������������������
	Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der Erstellung von Machbarkeitsstudien sowie der Begleitung von Vergabeverfahren zur Vorbereitung der Flächenentwicklung��������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Neubau der Bundesstraße 38 Ortsumgehung Mörlenbach von Bau-km 0+140 bis Bau-km 4+012/Siebte Änderung des Planfeststellungsbeschlusses vom 12.1.2014; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG�����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	7. Sitzung des Fachausschusses für Kur-, Erholungs- und Tourismusorte in Hessen am 21.10.2025; Anerkennung von Kur-, Erholungs- und Tourismusorten in Hessen�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Umlaufverfahren des Fachausschusses für Kur-, Erholungs- und Tourismusorte in Hessen; Anerkennung von Kur-, Erholungs- und Tourismusorten in Hessen����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Beschluss wegen der Vorgaben zur Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus der Betreiber von Gasversorgungsnetzen im Sinne des § 3 Nr. 13 des Energiewirtschaftsgesetzes für die fünfte Regulierungsperiode nach Tenorziffer 2.2, 2.3 S. 1, 3.1, 5 GBK-25-01-2#1 vom 8.12.2025 (RAMEN Gas) in Verbindung mit Tenorziffer 3 GBK-24-02-2#3 vom 8.12.2025 (GasNEF)����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	Hessisches Ministerium für Digitalisierung und Innovation����������������������������������������������������������������
	Widerruf der Generalvollmacht������������������������������������

	Regierungspräsidien��������������������������
	DARMSTADT����������������
	Änderung der Allgemeinverfügung des Regierungspräsidiums Darmstadt zur Erteilung von Ausnahmen nach § 43 Abs. 1 der Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BOKraft) mit Mietwagen von der Vorschrift des § 30 Abs. 1 BOKraft zur Ausrüstung mit einem Wegstreckenzähler für Fahrzeuge, die ausschließlich für Fahrten unter Berechnung von pauschalen Festpreisen eingesetzt werden����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Vorhaben der VDC FRA31 GmbH, 66121 Saarbrücken; Bekanntmachung über die Erteilung einer Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Grundwasserentnahme aus dem Brunnen 7 des Wasserwerks „Hailerer Aue“ in der Gemarkung Hailer durch die Stadtwerke Gelnhausen GmbH; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG�����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Vorhaben der AllessaProduktion GmbH, Frankfurt am Main; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG��������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Anerkennung der mamitop Familienstiftung mit Sitz in Eschborn als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Anerkennung der MM ITC Stiftung mit Sitz in Büttelborn als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts�����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Anerkennung der Katz Familienstiftung mit Sitz in Frankfurt am Main als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Anerkennung der Holz + Form Familienstiftung mit Sitz in Frankfurt am Main als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Genehmigung der Namensänderung der DFL Stiftung mit Sitz in Frankfurt am Main in Bundesliga Stiftung zum 1.7.2026������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	GIESSEN��������������
	Anerkennung der Biros Stiftung mit Sitz in Gießen als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	KASSEL�������������
	Vorhaben der Firma RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH; Bekanntmachung über die Erteilung einer Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Anerkennung der Beermann Familienstiftung mit Sitz in Gersfeld als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	Bestellung zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger��������������������������������������������������������������


	Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement�����������������������������������������������������
	B 8; Neubau einer Lärmschutzwand in Königstein im Taunus inklusive Querung mit LSA; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	Öffentlicher Anzeiger����������������������������



